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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.02.1998 

Geschäftszahl 

96/12/0381 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1997/05/28 96/12/0376 1 

Stammrechtssatz 

Für die Bemessung GEBÜHRENDER Verwendungszulagen nach § 30a Abs 1 GehG idF 19te LBGNov OÖ bzw 
bei Streitigkeiten über die Gebührlichkeit solcher Zulagen ist gem § 51 Abs 2 Statut Linz 1992 der Magistrat 
berufen. In die Zuständigkeit des Stadtsenates hingegen fällt die Verwendungszulage, die GEWÄHRT werden 
kann (§ 30a Abs 2 OÖ GehG). 


